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229. Abkommen zwischen der Regierung der Republik Österreich und der Regierung der Volksrepublik
China über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Gesundheitswesens
(NR: GP XVII RV 973 AB 1064 S. 114. BR: AB 3740 S. 520.)

230. Zusatzprotokoll zum Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft betreffend die Beseitigung bestehender und Verhinderung
neuer mengenmäßiger Beschränkungen bei der Ausfuhr sowie von Maßnahmen
gleicher Wirkung samt gemeinsamer Erklärung der Vertragsparteien
(NR: GP XVII RV 1108 AB 1179 S. 129. BR: AB 3811 S. 525.)

229.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

Abkommen zwischen der Regierung der Republik Österreich und der Regierung der Volksrepu-
blik China über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Gesundheitswesens

Die Regierung der Republik Österreich und die Regierung der Volksrepublik China, (im folgenden
„die beiden Vertragsparteien" genannt),

in dem Wunsche, die Zusammenarbeit zwischen den beiden Staaten auf dem Gebiet des Gesundheits-
wesens und der angewandten medizinischen Forschung zu fördern,

in der Erkenntnis der Zweckmäßigkeit, gemeinsame Anstrengungen bei der Lösung medizinischer
Probleme von beiderseitigem Interesse zu unternehmen,

in Berücksichtigung der Bedeutung, welche die Medizin und das Gesundheitswesen für die Mensch-
heit in der Gegenwart besitzen, und eingedenk ihrer Verantwortung, entsprechend den Zielen und Grund-
sätzen der Weltgesundheitsorganisation für den bestmöglichen Schutz der Gesundheit der Staatsangehöri-
gen beider Staaten zu sorgen, sind übereingekommen, nachstehendes Abkommen zu schließen:

Artikel 1

Die beiden Vertragsparteien werden die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Gesundheitswesens und
der angewandten medizinischen Forschung fördern. Besondere Aufmerksamkeit soll dem Erfahrungsaus-
tausch auf den Gebieten der Organisation des Gesundheitswesens, der Aus- und Weiterbildung des ärztli-
chen und sonstigen medizinischen Personals, der Bekämpfung von Infektionskrankheiten sowie der
Durchführung von Projekten der angewandten medizinischen Forschung von gemeinsamem Interesse
gewidmet werden.

Artikel 2

Zur Verwirklichung der Zusammenarbeit fördern die Vertragsparteien insbesondere
1. die Zusammenarbeit und den direkten Kontakt ihrer Institutionen und Behörden auf dem Gebiet des

Gesundheitswesens und im Bereich der angewandten medizinischen Forschung,
2. die Zusammenarbeit ihrer medizinischen-wissenschaftlichen Gesellschaften,
3. den Austausch sowie andere direkte Kontakte und Verbindungen zwischen Wissenschaftern und

Experten auf dem Gebiet des Gesundheitswesens und im Bereich der angewandten medizinischen
Forschung, einschließlich der damit zusammenhängenden Benutzung von Laboratorien, wissen-
schaftlichen Bibliotheken und medizinischen Informationszentren,

4. die gegenseitige Einladung von Wissenschaftern und Experten zu einschlägigen Fachveranstaltun-
gen.
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Artikel 3

Die beiden Vertragsparteien beauftragen zur Durchführung dieses Abkommens jeweils das für das
Gesundheitswesen zuständige Bundeskanzleramt der Republik Österreich beziehungsweise das Ministe-
rium für Gesundheitswesen der Volksrepublik China als ausführende Organe. Die beiden ausführenden
Organe treten abwechselnd in den beiden Hauptstädten zusammen, um Arbeitspläne mit einer Geltungs-
dauer von jeweils fünf Jahren auszuarbeiten. In diesen Arbeitsplänen sind unter Bedachtnahme auf die
Grundsätze der Ausgewogenheit und des gegenseitigen Nutzens nähere Vereinbarungen, insbesondere
über den Umfang und die Modalitäten des Austausches von Experten und Wissenschaftern sowie über
konkrete gemeinsame Projekte auf dem Gebiet des Gesundheitswesens und der angewandten medizini-
schen Forschung zu treffen.

Artikel 4

Im Falle einer Entsendung von Experten und Wissenschaftern durch die beiden Vertragsparteien
trägt die entsendende Seite die Reisekosten zur Hauptstadt des Gastlandes und zurück. Die empfangende
Seite trägt die Aufenthaltskosten der oben genannten Personen einschließlich der Kosten für die mit dem
Zweck des Aufenthaltes verbundenen Reisen innerhalb des Gastlandes. Zur Bedeckung der Aufenthaltsko-
sten der entsandten Personen bezahlt die empfangende Seite diesen ein Tagesgeld, dessen Höhe in
Berücksichtigung der Lebenshaltungskosten im Empfangsstaat in den Arbeitsplänen festzusetzen ist.

Artikel 5

Das vorliegende Abkommen tritt 30 Tage nach dem Zeitpunkt der gegenseitigen Bekanntgabe, daß
die beiden Vertragsparteien ihre jeweiligen gesetzlichen Verfahren durchgeführt haben, in Kraft. Das
Abkommen wird für die Dauer von fünf Jahren abgeschlossen. Seine Gültigkeit verlängert sich jeweils um
weitere fünf Jahre, sofern nicht eine der Vertragsparteien dieses Abkommen spätestens sechs Monate vor
Ablauf dieser Frist auf diplomatischem Wege in schriftlicher Form kündigt.

Geschehen zu Wien, am 13. Mai 1989, in zwei Urschriften in deutscher und chinesischer Sprache,
wobei beide Texte gleichermaßen authentisch sind.

Für die Regierung
der Republik Österreich:

Harald Ettl

Für die Regierung
der Volksrepublik China:

Chen Mingzhang
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Die Mitteilungen gemäß Art. 5 erfolgten am 15. bzw. 30. März 1990; das Abkommen tritt gemäß sei-
nem Art. 5 mit 29. April 1990 in Kraft.

Vranitzky
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230.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt gemeinsamer Erklärung der Vertragsparteien
wird genehmigt.

ZUSATZPROTOKOLL ZUM ABKOM-
MEN ZWISCHEN DER REPUBLIK
ÖSTERREICH UND DER EUROPÄI-
SCHEN WIRTSCHAFTSGEMEIN-
SCHAFT BETREFFEND DIE BESEITI-
GUNG BESTEHENDER UND VERHIN-
DERUNG NEUER MENGENMÄSSIGER
BESCHRÄNKUNGEN BEI DER AUS-
FUHR SOWIE VON MASSNAHMEN

GLEICHER WIRKUNG

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

einerseits und

DIE EUROPÄISCHE WIRTSCHAFTSGE-
MEINSCHAFT

andererseits,

GESTÜTZT AUF das am 22. Juli 1972 in Brüssel
unterzeichnete Abkommen zwischen der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik
Österreich *), nachstehend „Abkommen" genannt,
insbesondere auf Artikel 32,

EINGEDENK der in der am 9. April. 1984 von
den Ministern der EFTA-Staaten und der Mitglied-
staaten der Gemeinschaft sowie der Kommission
der Europäischen Gemeinschaften in Luxemburg
verabschiedeten gemeinsamen Erklärung zum Ziel
erhobenen Schaffung eines europäischen Wirt-
schaftsraums,

IN DEM BEWUSSTSEIN der Notwendigkeit,
ihre Handelsbeziehungen im Interesse beider
Wirtschaften durch Beseitigung bestehender und
Verhinderung neuer Hemmnisse bei der Ausfuhr
von unter das Abkommen fallenden Erzeugnissen
zu entwickeln,

IN DEM BEWUSSTSEIN, daß dessenungeach-
tet eine Vertragspartei sich unter bestimmten
außergewöhnlichen Umständen gezwungen sehen
kann, ausfuhrwirksame Schutzmaßnahmen zu tref-
fen, und daß es angezeigt ist, dazu spezifische
Bestimmungen zu schaffen,

HABEN BESCHLOSSEN, DIESES PROTO-
KOLL ZU SCHLIESSEN:

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 466/1972

Artikel 1

Folgende Artikel werden in das Abkommen
eingefügt:

„Artikel 13 a

(1) Im Warenverkehr zwischen der Gemeinschaft
und der Republik Österreich werden keine neuen
mengenmäßigen Ausfuhrbeschränkungen bzw.
Maßnahmen gleicher Wirkung verfügt.

(2) Alle mengenmäßigen Ausfuhrbeschränkungen
und Maßnahmen gleicher Wirkung werden zum
1. Januar 1990 aufgehoben; ausgenommen davon
sind die Maßnahmen, die für die im Protokoll Nr. 6
aufgeführten Waren am 1. Januar 1989 gelten und
die nach Maßgabe des genannten Protokolls
beseitigt werden.

Artikel 13 b

Die Vertragspartei, die eine Änderung ihrer
Regelung der Ausfuhren in Drittländer erwägt, hat
dies dem Gemischten Ausschuß nach Möglichkeit
mindestens dreißig Tage vor Inkrafttreten der in
Aussicht genommenen Änderung zu notifizieren.
Sie muß von allen Einwänden der anderen
Vertragspartei hinsichtlich sich möglicherweise
ergebender Verzerrungen Kenntnis nehmen.

Artikel 24 a

Wenn auf Grund der Artikel 7 und 13 a
1. es zu einer Wiederausfuhr in ein Drittland

kommt, demgegenüber die ausführende Ver-
tragspartei für das jeweilige Erzeugnis men-
genmäßige Ausfuhrbeschränkungen, Ausfuhr-
zölle oder Maßnahmen und Abgaben gleicher
Wirkung aufrechterhält, oder

2. im Zusammenhang mit einem für die ausfüh-
rende Vertragspartei wesentlichen Erzeugnis
ein schwerwiegender Versorgungsengpaß ent-
steht oder droht,

und wenn der ausführenden Vertragspartei in den
vorgenannten Situationen ernste Schwierigkeiten
entstehen oder zu entstehen drohen, kann diese
Vertragspartei nach den Voraussetzungen und
Verfahren des Artikels 27 geeignete Maßnahmen
treffen."

Artikel 2

Artikel 27 des Abkommens erhält folgende
Fassung:
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„Artikel 27

(1) Legt eine Vertragspartei für die Einfuhr oder
Ausfuhr von Waren, die die in den Artikeln 24, 24 a
und 26 genannten Schwierigkeiten hervorrufen
können, ein Verwaltungsverfahren fest, um schnell
Informationen über die Entwicklung der Handels-
ströme zu erhalten, so teilt sie dies der anderen
Vertragspartei mit.

(2) Die betroffene Vertragspartei stellt in den
Fällen der Artikel 22 bis 26 vor Ergreifen der darin
vorgesehenen Maßnahmen und in den Fällen des
Absatzes 3 Buchstabe e umgehend dem Gemischten
Ausschuß alle zweckdienlichen Angaben zur
Verfügung, um eine gründliche Prüfung der Lage
im Hinblick auf eine für die Vertragsparteien
annehmbare Lösung zu ermöglichen.

Mit Vorrang sind die Maßnahmen zu treffen, die
das Funktionieren dieses Abkommens am wenigsten
beeinträchtigen.

Die Schutzmaßnahmen werden dem Gemischten
Ausschuß unverzüglich notifiziert und sind dort,
insbesondere im Hinblick auf eine möglichst rasche
Beseitigung, Gegenstand regelmäßiger Konsultatio-
nen.

(3) Für die Durchführung des Absatzes 2 gilt
folgendes:

a) Bezüglich des Artikels 23 können beide
Vertragsparteien den Gemischten Ausschuß
befassen, wenn ihrer Ansicht nach eine
bestimmte Praktik mit dem guten Funktionie-
ren dieses Abkommens im Sinne des Arti-
kels 23 Absatz 1 unvereinbar ist.
Zur Prüfung des Falles und gegebenenfalls
zur Beseitigung der beanstandeten Praktik
erteilen die Vertragsparteien dem Gemischten
Ausschuß alle zweckdienlichen Auskünfte
und leisten die erforderliche Hilfe.

Hat die betreffende Vertragspartei innerhalb
der im Gemischten Ausschuß festgesetzten
Frist die beanstandete Praktik nicht einge-
stellt, oder kommt innerhalb von drei
Monaten nach Befassung des Gemischten
Ausschusses in diesem keine Einigung zu-
stande, so kann die betroffene Vertragspartei
die von ihr für erforderlich erachteten
Schutzmaßnahmen treffen, um die aus den
genannten Praktiken entstehenden ernsten
Schwierigkeiten zu beheben; sie kann insbe-
sondere Zollzugeständnisse zurücknehmen.

b) Bezüglich des Artikels 24 werden die Schwie-
rigkeiten, die sich aus der dort beschriebenen
Lage ergeben, dem Gemischten Ausschuß zur
Prüfung vorgelegt; dieser kann alle zweck-
dienlichen Beschlüsse zu ihrer Behebung
fassen.

Hat der Gemischte Ausschuß oder die
ausführende Vertragspartei innerhalb von
dreißig Tagen nach der Notifizierung keinen
Beschluß zur Behebung der Schwierigkeiten
gefaßt, so ist die einführende Vertragspartei
berechtigt, auf die eingeführte Ware eine
Ausgleichsabgabe zu erheben.

Bei der Berechnung dieser Ausgleichsabgabe
wird die Inzidenz der für die verarbeiteten.
Rohstoffe oder Zwischenprodukte festgestell-
ten Zolldisparitäten auf den Wert der
betreffenden Waren zugrunde gelegt.

c) Bezüglich des Artikels 24 a werden die
Schwierigkeiten, die sich aus der dort
beschriebenen Lage ergeben, dem Gemischten
Ausschuß zur Prüfung vorgelegt. Bezüglich
des Artikels 24 a Unterabsatz 2 ist der ausrei-
chende Nachweis für einen drohenden
Versorgungsengpaß mit entsprechenden
Mengen- und Preisindikatoren zu liefern.

Der Gemischte Ausschuß kann alle zweck-
dienlichen Beschlüsse zur Behebung der
Schwierigkeiten fassen. Hat der Gemischte
Ausschuß innerhalb von dreißig Tagen nach
seiner Befassung keinen Beschluß gefaßt, so
ist die ausführende Vertragspartei ermächtigt,
für das jeweilige Erzeugnis vorübergehend
geeignete Ausfuhrmaßnahmen zu verfügen.

d) Bezüglich des Artikels 25 findet im Gemisch-
ten Ausschuß eine Konsultation statt, bevor
die betroffene Vertragspartei geeignete Maß-
nahmen trifft.

e) Schließen außergewöhnliche Umstände, die
ein sofortiges Eingreifen erforderlich machen,
eine vorherige Prüfung aus, so kann die
betroffene Vertragspartei in den Fällen der
Artikel 24, 24 a, 25 und 26 sowie im Falle von
Ausfuhrbeihilfen, die sich unmittelbar und
sofort auf den Handel auswirken, unverzüg-
lich die zur Abhilfe unbedingt erforderlichen
Sicherungsmaßnahmen treffen."

Artikel 3

Folgender Wortlaut wird dem Abkommen als
Protokoll Nr. 6 angefügt:

„Protokoll Nr. 6

über die Beseitigung bestimmter mengenmäßiger
Ausfuhrbeschränkungen

Artikel 1

Die von der Gemeinschaft bei der Ausfuhr der
nachstehend aufgeführten Erzeugnisse in die
Republik Österreich angewandten mengenmäßigen
Beschränkungen werden spätestens bis zu den im
folgenden genannten Daten beseitigt.
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Artikel 2

Die von der Republik Österreich bei der Ausfuhr der nachstehend aufgeführten Erzeugnisse in die
Gemeinschaft angewandten mengenmäßigen Beschränkungen werden spätestens bis zu den im folgenden
genannten Daten beseitigt.
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Artikel 4

Dieses Zusatzprotokoll bedarf der Zustimmung
durch die Vertragsparteien gemäß ihren eigenen
Verfahren.

Es tritt am 1. Januar 1990 in Kraft, sofern die
Vertragsparteien einander vor diesem Zeitpunkt
den Abschluß der dafür erforderlichen Verfahren
notifiziert haben.

Erfolgt das Inkrafttreten des Zusatzprotokolls
nicht zu diesem Zeitpunkt, so tritt es am ersten Tag
des zweiten Monats in Kraft, der auf die
Notifikation folgt.

Artikel 5

Dieses Zusatzprotokoll ist in zwei Urschriften
abgefaßt, jede in dänischer, deutscher, englischer,
französischer, griechischer, italienischer, niederlän-
discher, portugiesischer und spanischer Sprache,
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist.

Geschehen zu Brüssel am 31. Oktober 1989.

Für die Regierung der Republik Österreich:

Wolle

Für den Rat der Europäischen Gemeinschaften:

Vidal
Giola

GEMEINSAME ERKLÄRUNG DER VER-
TRAGSPARTEIEN

zum Zusatzprotokoll zum Abkommen zwi-
schen der Republik Österreich und der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft betref-
fend die Beseitigung bestehender und Verhin-
derung neuer mengenmäßiger Beschränkungen
bei der Ausfuhr sowie von Maßnahmen gleicher

Wirkung

Die Vertragsparteien erklären, daß die Artikel 7,
13 a und 13 b des Abkommens für die in Artikel 2
des Abkommens spezifizierten Erzeugnisse gelten

— einschließlich der in Artikel 14 des Abkom-
mens spezifizierten Erdölerzeugnisse,

— ausgenommen die unter das Abkommen
zwischen den Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle
und Stahl einerseits und der Republik
Österreich andererseits *) fallenden Erzeug-
nisse.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 467/1972



2224 100. Stück — Ausgegeben am 4. Mai 1990 — Nr. 230



100. Stück — Ausgegeben am 4. Mai 1990 — Nr. 230 2225



2226 100. Stück — Ausgegeben am 4. Mai 1990 — Nr. 230



100. Stück — Ausgegeben am 4. Mai 1990 — Nr. 230 2227



2228 100. Stück — Ausgegeben am 4. Mai 1990 — Nr. 230



100. Stück — Ausgegeben am 4. Mai 1990 — Nr. 230 2229

Die Mitteilungen gemäß Art. 4 des Zusatzprotokolls wurden am 21. Juni 1989 bzw. am 23. März 1990
abgegeben; das Zusatzprotokoll tritt gemäß seinem Art. 4 mit 1. Mai 1990 in Kraft.

Vranitzky
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